
Gerade im Bereich der Offshore-Windener-
gie haben Systemwechsel eine gewisse 
Tradition; man denke nur an die Änderung 
des Haftungsregimes für die verzögerte 
Netzanbindung von Offshore-Windparks im 
Jahr 2012. Dieser Tradition folgt der nun 
vorgesehene Wechsel bezüglich der Ein-
speisevergütung hin zu einer Festlegung im 
Wege von Ausschreibungen. Im Vergleich 
zu den anderen Sparten der erneuerbaren 
Energien stellt sich dieser Wechsel bei der 
Offshore-Windenergie komplizierter dar, 
da Netzanbindungen im Meer nicht an al-
len potentiellen Windparkstandorten ohne 
weiteres verfügbar sind. Das System der 
Ausschreibungen muss daher zum Konzept 
der Herstellung von Netzanbindungen pas-
sen und umgekehrt. Um ein in sich stim-
miges Gesamtkonzept zu erreichen, hat 
sich das BMWi entschieden, nicht lediglich 
das Vergütungsregime im EEG anzupassen, 
sondern es in einem separaten „Gesetz zur 
Entwicklung und Förderung der Windener-
gie auf See“ (Windenergie-auf-See-Gesetz 
– WindSeeG) mit den Regelungen zum Ge-
nehmigungsverfahren und zum Betrieb des 
Offshore-Windparks (bislang maßgeblich in 
der Seeanlagenverordnung vorgesehen) zu 
vereinen. Die Regelungen zur Errichtung 
und zum Betrieb der Offshore-Anbindungs-
leitungen verbleiben im EnWG, werden 
aber im Referentenentwurf ebenfalls mo-
difiziert. Die Regelungen zur Vergütung 
finden sich nicht ausschließlich im Wind-
SeeG; vielmehr sind in diesem lediglich 
Abweichungen gegenüber den allgemeinen 
Regelungen im EEG geregelt, welche an-
sonsten auch für Windenergieanlagen auf 
See gelten sollen.

Da die Planung und der Bau von Offshore-
Windparks einige Jahre in Anspruch neh-
men, sollen die neuen Regelungen zur 
Zulassung und Vergütung nur für Wind-
energieanlagen gelten, die nach dem  
31. Dezember 2020 in Betrieb genommen 
werden. Für zuvor in Betrieb genommene 
Windenergieanlagen bleibt es im Wesent-
lichen bei den Regelungen im bisherigen 
EEG, wobei die anzulegenden Werte für 
Windenergieanlagen, die in den Jahren 
2018 – 2020 in Betrieb genommen werden, 
um 0,5 – 1,0 Cent pro kWh sinken. 

Um einen günstigen Einspeisetarif im 
Rahmen einer Ausschreibung anbieten zu 
können, muss der Bieter detaillierte In-
formationen zum Standort des Windparks 
haben, insbesondere zum Baugrund. Milli-
onenschwere Bodenuntersuchungen würde 
aber kein Bieter vor Abgabe seines Ange-
botes durchführen, da er sich nicht sicher 
sein kann, auch den Zuschlag zu erhalten 
und die Kosten wieder „einzuspielen“. Aus 
diesem Grund, und weil sichergestellt sein 
soll, dass der jeweilige Windpark auch 
über eine Netzanbindung verfügt, hat sich 
das BMWi für das auch schon beispiels-
weise in Dänemark praktizierte zentrale 
Ausschreibungsmodell entschieden. Bei 
diesem konkurrieren nicht verschiedene 
Windparkstandorte gegeneinander; viel-
mehr entwickelt der Staat die Projekte 
bis zu einem gewissen Grade und lässt die 
Bieter in Bezug auf einen konkreten Wind-
parkstandort gegeneinander antreten.

Ab dem Jahr 2020 soll die Bundesnetzagen-
tur jährlich ein Volumen von 600 – 900 MW 
ausschreiben für Windenergieanlagen, die 
ab dem 1. Januar 2025 in Betrieb genom-
men werden. Für bestehende Projekte, bei 
denen die Inbetriebnahme ab dem 1. Janu-
ar 2021 und vor dem 1. Januar 2025 erfol-
gen soll, sollen bereits im Jahr 2017 zwei 
Ausschreibungen durchgeführt werden; 
bei diesen würden unterschiedliche Wind-
parkstandorte gegeneinander antreten. 
Sind die Inhaber von Bestandsprojekten 
bei der Ausschreibung nicht erfolgreich, 
verlieren sie grundsätzlich die Möglich-

keit, ihr Projekt zu realisieren. Sollte „ihr“ 
Windparkstandort aber in einer künftigen 
Ausschreibung ausgeschrieben werden, ha-
ben sie ein Eintrittsrecht, sodass sie das 
Projekt zu dem Preis des besten Gebots 
umsetzen können. Eine Entschädigung für 
den Fall, dass ihr Windparkstandort nicht 
ausgeschrieben wird und sie daher auch 
kein Eintrittsrecht ausüben können, ist 
nicht vorgesehen.

Der Höchstwert für Strom aus Windener-
gieanlagen auf See soll im Rahmen der 
Ausschreibungen 12 Cent pro kWh betra-
gen und würde damit deutlich unter dem 
anzulegenden Wert gemäß EEG liegen.

Die Regelungen des WindSeeG und ihre 
Verzahnung mit EnWG und EEG sind kom-
plex; allein das WindSeeG soll nach dem 
Referentenentwurf 78 Paragraphen haben. 
Weiter zu diskutieren wird sein, ob das 
Konzept des Referentenentwurfs insbe-
sondere mit Blick auf die recht geringen 
jährlichen Ausschreibungsmengen einen 
„Fadenriss“ bewirken kann, durch wel-
chen der kontinuierliche Ausbau der Off-
shore-Windenergie unterbrochen und der 
Erhalt der zugehörigen Industrie gefährdet 
würde. Problematisch erscheint auch, dass 
den Inhabern von Bestandsprojekten, die 
häufig bereits große Beträge in den Erwerb 
oder die Entwicklung des Projekts inves-
tiert haben, keine Entschädigung gewährt 
werden soll, wenn sie das Projekt nicht 
mehr realisieren können.
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Das Gesetzgebungsverfahren für das 
EEG 2016 nimmt nunmehr Fahrt auf. Be-
reits seit dem 29. Februar 2016 lag ein 
inoffizieller Referentenentwurf für die 
interne Ressortberatung vor. Seit dem 
14. April 2016 liegt nunmehr der erste 
Referentenentwurf für die Länder- und 
Verbändeanhörung vor. Wir möchten 
diesen Rundbrief nutzen, über die In-
halte und die Änderungen bzgl. der 
Förderung von Strom aus Windenergie 
(Onshore und Offshore) sowie für die 
Biomasse berichten. 

Neues EEG
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Der aktuelle Referentenentwurf zum EEG 
2016 enthält zahlreiche Änderungen zu 
Biomasseanlagen. Wichtigste Änderung 
ist, dass künftig ein Ausschreibungsver-
fahren erfolgen soll. Allerdings regelt 
das EEG 2016 das „Ob“ und „Wann“ des 
Ausschreibungsverfahrens selbst nicht ab-
schließend. Vielmehr ermächtigt die Ge-
setzesnovelle die Bundesregierung zum 
Erlass einer die Ausschreibung regelnden 
Rechtsverordnung. Es hängt vom Willen 
der Bundesregierung ab, ob und wann eine 
solche Rechtsverordnung tatsächlich er-
lassen werden wird. Bis dahin gelten für 
neu in Betrieb genommene Biomassean-
lagen die im EEG 2016 festgelegten För-
dersätze: Für Anlagen bis 150 kW sind es  
13,32 ct/kWh, bis 500 kW 11,49 ct/kWh 
und bis 1 MW 10,29 ct/kWh. Der anzule-
gende Wert unterliegt dabei weiterhin der 
Degression wie schon gemäß EEG 2014. An-
lagen über 1 MW werden keine Förderung 
erhalten; dies kann sich aber, sollten Aus-
schreibungsverfahren durchgeführt wer-
den, gegebenenfalls noch ändern. 

Soweit eine Rechtsverordnung erlassen 
wird, sieht das EEG 2016 für das Ausschrei-
bungsverfahren für Biomasseanlagen Fol-
gendes vor: Als Ausbaupfad ist ein Zubau 
mit einer installierten Leistung von bis zu 
100 MW pro Jahr brutto festgelegt. Dabei 
bedeutet die Bruttoangabe, dass bei der 
Ermittlung der Ausbauziele künftig die 

Stilllegung von Anlagen oder die Redu-
zierung von Anlagenleistungen nicht mit-
berücksichtigt werden. Die Bundesnetz-
agentur führt eine Ausschreibung pro Jahr 
durch, und zwar gemeinsam für feste und 
gasförmige Biomasseanlagen. An der Aus-
schreibung dürfen, vorbehaltlich einiger 
Einschränkungen, alle Neuanlagen teilneh-
men, außerdem Bestandsanlagen mit einer 
Inbetriebnahme vor dem 1. Januar 2012. 
Ausgenommen von der Teilnahme sind u.a. 
kleine Gülleanlagen und Bioabfallvergä-
rungsanlagen. Die Gebotsmenge darf pro 
Gebot eine Leistung von 20 MW nicht über-
schreiten.

Der Höchstwert für Strom aus Biomasse 
beträgt 14,88 ct/kWh gemäß EEG 2016. 
Soweit der in Anspruch genommene Ver-
gütungssatz einer Anlage im Durchschnitt 
der letzten fünf Jahre aber geringer war, 
ist dieser Wert als Gebot anzusetzen. Wird 
der Zuschlag erteilt, gilt die Förderhöhe 
für 20 Jahre ab Inbetriebnahme, für Be-
standsanlagen zehn Jahre ab Zuschlagser-
teilung. Bestandsanlagen gelten dann als 
neu in Betrieb genommen, insoweit gilt für 
sie das neue EEG 2016 und es kann hier 
nur der geringere Flexibilitätszuschlag in 
Anspruch genommen werden. Anlagen, die 
erfolgreich an einer Ausschreibung teilge-
nommen haben, dürfen maximal 50% Ge-
treide-/Maissilage einsetzen.

Im Ergebnis ist für Biomasseanlagen da-
mit festzuhalten, dass gemäß EEG 2016 
derzeit sicher eigentlich nur die (recht 
niedrig angesetzten) Förderhöhen geregelt 
wurden. Zwar ist ein Ausschreibungsver-
fahren offenbar gewollt, ob und wann dies 
kommt, ist aber noch offen. Es ist daher 
gut möglich, dass künftig Biomasseanla-
gen aufgrund der unklaren Regelungen 
und mangels wirtschaftlicher Perspektiven 
stillgelegt werden müssen.

Selbst soweit es zu den Ausschreibungen 
kommt, dürfte fraglich sein, ob die vor-
gesehenen Regelungen eine ausreichende 
Grundlage für die Fortsetzung des Anla-
genbetriebs bieten werden.

Neues zu Biomasseanlagen

UVP-Vorprüfung fehlerhaft 
Oberverwaltungsgericht Münster, Be-
schluss vom 18. Dezember 2015 – 8 B 
400/15

In dieser bemerkenswerten Entscheidung 
hat das Oberverwaltungsgericht die so-
fortige Vollziehung der Genehmigung von 
vier Windenergieanlagen des Typs Ener-
con E48 und damit auch die Möglichkeit 
des Betriebs der Anlagen vorläufig aufge-
hoben. Grund war aus Sicht des Gerichts, 
dass im Rahmen der Umweltverträg-
lichkeitsvorprüfung der Sachverhalt im 
Hinblick auf das Schutzgut „Tiere“ nicht 
hinreichend ermittelt und erfasst worden 
sei. Zwar sei der Behörde bei der Durch-
führung der Vorprüfung nicht bekannt ge-
wesen, dass im Umfeld des Vorhabens ein 
Vorkommen der geschützten Grauammer, 
das auch für Nordrhein-Westfalen beson-
ders bedeutend war, vorlag, aus Sicht des 
Gericht hätte die Zulassungsbehörde sich 
mit den Wirkungen des Vorhabens auf die 
Grauammer jedenfalls befassen müssen. 
Die Entscheidung zeigt deutlich, dass die 
gerichtliche Prüfung der Umweltverträg-
lichkeitsvorprüfung teilweise sehr tief 
geht und insbesondere bereits zu einem 

sehr frühen Stadium des Genehmigungs-
verfahrens umfassende Kenntnisse von 
der naturräumlichen Umgebung des Vor-
habens gefordert werden. 

Zulassung im Tabubereich 
Verwaltungsgericht Greifswald, Urteil 
vom 19. November 2015 – 5 A 108/13

In dieser von Blanke Meier Evers erstrit-
tenen Entscheidung hat das Verwaltungs-
gericht einen Ablehnungsbescheid der 
Genehmigungsbehörde gegen die Zulas-
sung von drei Windenergieanlagen, die 
im Zuge eines Repowerings genehmigt 
werden sollten, aufgehoben. Trotz der 
Lage der Anlagen im 1-km-Tabubereich 
um einen Weißstorchbrutplatz sah das 
Gericht Beurteilungsfehler bei der Ge-
nehmigungsbehörde. Insbesondere ist 
das Gericht davon ausgegangen, dass 
ohne weitere Sachverhaltsermittlung 
nicht sicher festgestellt werden kön-
ne, dass im Tabubereich um Brutplätze 
geschützter Vögel ohne weiteres das 
Tötungsverbot einschlägig sei. Dazu wä-
ren weitere Ermittlungen notwendig ge-
wesen, die hier fehlten. Zudem hat das 
Gericht der Behörde vorgeworfen, die 
positiven Folgen des Repowerings, d.h. 
den Abbau der alten Anlagen, nicht hin-
reichend berücksichtigt zu haben. 

Naturschutzrechtliches Ersatzgeld in 
Brandenburg 
Oberverwaltungsgericht Berlin-Bran-
denburg, Urteil vom 17. März 2016 –  
11 B 14.15

Das Oberverwaltungsgericht hat mit die-
ser Entscheidung die Verwaltungspraxis 
zur Erhebung der Ersatzgeldzahlung für 
die Errichtung von Windenergieanlagen 
grundsätzlich in Frage gestellt. Insbeson-
dere wurde bemängelt, dass die Begrün-
dung der angefochtenen Bescheide nicht 
hinreichend zwischen den Eingriffen in 
den Naturhaushalt und das Landschafts-
bild trennen würde und insbesondere in-
soweit die Eingriffe mindernden Kompen-
sationsmaßnahmen bei der Berechnung 
des Ersatzgeldes nicht hinreichend Be-
rücksichtigung fanden. Die Entscheidung 
dürfte eine grundsätzliche Veränderung 
der Praxis der Ermittlung der Ersatzgel-
der in Brandenburg zur Folge haben. 

Gebühren für die Zulassung von Biogas-
anlagen 
VG Frankfurt/Oder, Urteil vom 2. De-
zember 2015 – 5 K 1279/12 

Die Klägerin wandte sich in diesem Ver-
fahren gegen die Festsetzung von Gebüh-
ren für die Erteilung einer Genehmigung 
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Die finanzielle Förderung für Strom aus er-
neuerbaren Energien für Windparkprojek-
te an Land wird ab dem Jahr 2017 durch 
Ausschreibungen ermittelt werden. Die 
Eckpunkte für die Ausschreibung für Wind-
energieanlagen an Land sind folgende: 

Ausgenommen von den Ausschreibungen 
sind alle Anlagen bis zu einer installierten 
Leistung von 1 MW sowie Windenergieanla-
gen (WEA) an Land, die bis Ende 2016 im-
missionsschutzrechtlich genehmigt und bis 
Ende 2018 in Betrieb genommen werden. 
Weiterhin sind Prototypen bis zu einem 
Zubau von 125 MW pro Jahr von der Aus-
schreibung ausgenommen. Prototypen sind 
die ersten drei im Register gemeldeten 
WEA eines Typs, die nachweislich wesent-
liche technische Weiterentwicklungen auf-
weisen und einer Typenprüfung bedürfen. 

An der Ausschreibung teilnehmen können 
WEA, die über eine Genehmigung nach 
dem Bundes-Immissionsschutzgesetz ver-
fügen (sog. „späte Ausschreibung“). Der 
Ausbaupfad für Windenergieanlagen an 
Land beträgt 2.500 MW pro Jahr und der 
erste Gebotstermin ist der 1. Mai 2017; 
dann folgen Termine am 1. August und am 
1. November. Im Übrigen sollen jeweils 
drei Gebotstermine im Jahr jeweils am 
1. Februar, 1. Juni und 1. Oktober durch-
geführt werden, wobei es im Jahr 2018 
vier Ausschreibungstermine am 1. Feb-

ruar, 1. Mai, 1. August und 1. November 
gibt. In der Ausschreibung wird auf den 
„anzulegenden Wert“ auf Basis eines ein-
stufigen Referenzertragsmodells am Refe-
renzstandort geboten. In diesem Zusam-
menhang wird der Referenzstandort neu 
definiert. Auf dieser Grundlage geben die 
Betreiber in der Ausschreibung ihre Gebote 
auf Basis eines 100-Prozent-Standorts ab. 
Die Zuschläge werden von der Bundesnetz-
agentur auf dieser Grundlage erteilt. Die 
bezuschlagten WEA werden anschließend 
anhand ihres tatsächlichen Referenzer-
trags gefördert. Zu diesem Zweck wird der 
individuelle Referenzertrag vor Inbetrieb-
nahme für den jeweiligen Standort durch 
ein Gutachten auf Basis der FGW-Richtlini-
en festgelegt. Der konkrete Vergütungssatz 
gilt sodann über den gesamten Vergütungs-
zeitraum von 20 Jahren ab Inbetriebnahme 
der WEA, wobei der Vergütungszeitraum 
spätestens 30 Monate nach Bekanntgabe 
des Zuschlages im Ausschreibungsverfah-
ren beginnt. Der Referenzertrag wird nach 
fünf, zehn und 15 Jahren überprüft, um 
die Förderung an den tatsächlichen Ertrag 
der Anlage anzupassen. Der Höchstwert für 
die Gebote im Ausschreibungsverfahren 
wird mit 7,0 Cent pro Kilowattstunde für 
den 100-Prozent-Referenzstandort über 20 
Jahre festgelegt. Dieser Wert wird sodann 
automatisch jährlich abgesenkt. Je nach 
Wettbewerbsbedingungen und Kostensi-
tuation kann die Bundesnetzagentur den 
Wert auch um bis zu zehn Prozent höher 
oder niedriger festsetzen. Die Höhe der 

im Rahmen der Ausschreibung zu stellen-
den Sicherheit beträgt 30 Euro pro KW. 
Die WEA müssen nach Zuschlagserteilung 
innerhalb von zwei Jahren errichtet wer-
den. Soweit dies nicht erfolgt, verfällt der 
Zuschlag nach insgesamt 30 Monaten, wo-
bei diese Frist einmalig verlängert werden 
kann, wenn das Projekt beklagt wird.

Darüber hinaus wird es Sonderregelungen 
für Bürgerenergiegesellschaften geben. 
Diese Gesellschaften können bezogen auf 
sechs WEA mit einer Installierten Leistung 
von bis zu 18 MW Gebote bereits vor Ertei-
lung der Genehmigung nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz abgeben. Weiter-
hin beträgt die zu stellende Erstsicherheit 
15 Euro pro KW;die Zweitsicherheit in Höhe 
von ebenfalls 15 Euro pro KW muss im Falle 
eines Zuschlags erst nach Erteilung der der 
Genehmigung abgegeben werden.

für die Errichtung und den Betrieb einer 
Biogasanlage. Kritisiert wurde insbe-
sondere, dass neben den immissions-
schutzrechtlichen Gebühren zusätzlich 
Gebühren für die Erteilung der einge-
schlossenen Baugenehmigung verlangt 
wurden. Das Verwaltungsgericht hat die 
Klage abgewiesen mit dem Argument, 
dass die vorgesehene Gebührenkumulati-
on im brandenburgischen Gebührenrecht 
angelegt und auch inhaltlich rechtmäßig 
sei; insbesondere sei die Erhebung der 
„doppelten Gebühr“ für die eingeschlos-
sene Baugenehmigung auch nicht unver-
hältnismäßig. 

Beseitigungsanordnung für großflächige 
Photovoltaikanlage
Verwaltungsgerichtshof München, Be-
schluss vom 17. Dezember 2015 – 1 ZB 
14.2610, 1 ZB 14.2624 

Die Kläger dieses Verfahrens wandten 
sich gegen Beseitigungsanordnungen 
des Landratsamts für eine Photovoltaik-
anlage im Außenbereich. Die gegen die 
Beseitigungsverfügung gerichtete Klage 
war in der ersten Instanz erfolglos und 
auch der Antrag auf Zulassung der Beru-
fung der Kläger hatte keinen Erfolg. Das 
Gericht ging davon aus, dass die Photo-
voltaikanlage mangels Ortsgebundenheit 

nicht privilegiert zulässig sei. Auch eine 
mitgezogene Privilegierung der Biogas-
anlage käme nicht in Frage. Ebenso sei 
das Eingriffsermessen des Landratsamtes 
ordnungsgemäß ausgeübt worden, denn 
auch rechtswidrige Zustände reichten re-
gelmäßig allein aus, um einen Eingriff zu 
rechtfertigen. Es sei nicht zu beanstan-
den, dass das öffentliche Interesse an der 
Gewinnung regenerativer Energien nicht 
in die Ermessenserwägungen eingestellt 
worden sei. 

Keine Störung eines Wetterradars 
Oberverwaltungsgericht Koblenz, Urteil 
vom 13. Januar 2016 – 8 A 10535/15

Die Beeinträchtigungen von Einrichtun-
gen des Deutschen Wetterdienstes (DWD) 
bilden ein häufiges Problem bei der Zu-
lassung von Windenergieanlagen. Auch 
im hiesigen Rechtsstreit wandte sich der 
DWD gegen die Zulassung von drei Wind-
energieanlagen, die rund 11 km von einer 
Wetterradarstation entfernt errichtet 
werden sollten. Die Klage wurde abge-
wiesen; das Gericht konnte insbesondere 
nicht erkennen, dass die Funktionsfähig-
keit der Radaranlagen durch den Betrieb 
der Windenergieanlagen beeinträchtigt 
werden würde. Es ging insoweit davon 
aus, dass eine Beeinträchtigung der 

Funktionsfähigkeit dann vorliegen wür-
de, wenn der DWD in der Wahrnehmung 
seiner gesetzlichen Aufgaben gehindert 
sei. Das Gericht kam zu dem Ergebnis, 
dass sowohl durch Fehlechos als auch 
durch Abschattungseffekte keine ent-
sprechenden Wirkungen auf das Radar zu 
erwarten seien. 

Harte Tabuflächen? 
Oberverwaltungsgericht Lüneburg, 
Urteil vom 3. Dezember 2015 – 12 KN 
216/13

Bei der Konzentrationsflächenplanung 
für Windenergieanlagen stellt sich immer 
wieder die Frage, welche Kriterien harte 
Tabuflächen darstellen, die eine Wind-
energienutzung aus rechtlichen oder 
tatsächlichen Gründen per se ausschlie-
ßen. Das Verwaltungsgericht hat dazu 
festgestellt, dass die generelle Einstu-
fung von Wald als harte Tabuzone einen 
Abwägungsfehler darstelle. Gleichzeitig 
dürften Abstände zur Wohnbebauung, die 
unter dem Aspekt des vorbeugenden Im-
missionsschutzes gewählt werden, eben-
so nicht als harte Tabufläche eingestuft 
werden, weil sich durch den Begriff der 
Vorsorge ergäbe, dass hier eine Zulässig-
keit der Windenergienutzung grundsätz-
lich möglich sei. 

Windenergie an Land

Rechtsanwalt Lars Schlüter 
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Planungs- und Einspeiserecht. Wir beglei-
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	 Vertragsgestaltung

�� Dr. Mahand Vogt 
	 Öffentliches Baurecht, Immissions-	
	 schutzrecht, Energierecht

�� Benjamin Zietlow 
 	 Öffentliches Baurecht, Immissions-	
	 schutzrecht, Energierecht

�� Thomas Schmitz 
	 Öffentliches Baurecht, Immissions-	
	 schutzrecht, Energierecht
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